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Vorlage der Kirchenregierung
an die Landesſynode der Vereinigten Evang . prot . Landeskirche Badens

im Herbſt 1932 .

I . Entwurf eines kirchlichen Geſetzes .

Den Vertrag zwiſchen dem Freiſtaate Baden und der

Vereinigten Evang . ⸗prot . Landeskirche Badens betr .

Die Landesſynode hat als kirchliches Geſetz

beſchloſſen , was folgt :

Einziger Artikel .

Der in der Anlage beigefügte Vertrag zwiſchen

der Vereinigten Evang - prot . Landeskirche Badens

und dem Freiſtaate Baden vom 14 . November 1932

wird hiermit genehmigt .

Dieſes Geſetz tritt om Tage nach der Verkündung

in Kraft .

Dieſes Geſetz wird hiermit verkündet .

Karlsruhe , den . November 1932 .

Evang . Kirchenregierung :

II . Entwurf einer von der Evang . Kirchenregierung

der Evang . Landesſynode zur Annahme empfohlenen

Erklärung .

Die Evang . Landesſynode hat zwar der Vorlage

zugeſtimmt , ſie ſtellt aber feſt , daß der Evang . ⸗prot .

Landeskirche der genügende Einfluß auf die Be —

ſetzung der theologiſchen Lehrſtühle an der Univerſität

Heidelberg nicht eingeräumt wird und inſofern der

Vertrag der Evang . Kirche mit dem Badiſchen Staate

nicht als gleichwertig mit dem entſprechenden Ver —

trag der Katholiſchen Kirche anerkannt werden kann .

Anlage .

Vertrag
zwiſchen dem Freiſtaat Baden und der Evangeliſch - proteſtantiſchen

Landeskirche Badens .

Der Badiſche Staat , vertreten durch das Badiſche

Staatsminiſterium , und die Evangeliſch - proteſtan —⸗

tiſche Landeskirche Badens , vertreten durch die

Evangeliſche Kirchenregierung , die in dem Wunſche

einig ſind , die Beziehungen zwiſchen dem Badiſchen

Staat und der Vereinigten Evangeliſch - proteſtan

tiſchen Landeskirche Badens den veränderten Ver⸗

hältniſſen anzupaſſen , haben beſchloſſen , ſie in einem

förmlichen Vertrage dauernd zu ordnen . die Evangeliſche Kirchenregierung zu ihren Bevoll —

Zu dieſem Zwecke hat das Badiſche Staats —

miniſterium zu ſeinen Bevollmächtigten den Herrn

Badiſchen Staatspräſidenten und Miniſter der Juſtiz

Dr . Joſef Schmitt , den Herrn Badiſchen Miniſter

des Kultus und Unterrichts Dr . Eugen Baum —

gartner und den Herrn Badiſchen Miniſter der

Finanzen Dr . Wilhelm Mattes

und
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mächtigten den Herrn Kirchenpräſidenten D. Klaus

Wurth und den Herrn Oberkirchenrat Dr . Otto

Friedrich ernannt , die nach Austauſch ihrer für

gut und richtig befundenen Vollmachten folgende

Beſtimmungen vereinbart haben :

Aititct

Der Badiſche Staat wird in Anwendung der

Verfaſſung des Deutſchen Reiches und der Ver —

faſſung des Freiſtaates Baden der Freiheit des

Bekenntniſſes und der Ausübung der evangeliſchen

Religion den geſetzlichen Schutz gewähren .

Artikel II .

1. Die Kirche ordnet und verwaltet ihre An- ⸗

gelegenheiten frei und ſelbſtändig innerhalb der

Schranken des für alle geltenden Geſetzes .

2. Vor der Beſtellung des Kirchenpräſidenten

durch das zuſtändige kirchliche Organ wird dieſes

beim Staatsminiſterium ſich darüber vergewiſſern , ob

gegen die Perſon des zu Beſtellenden ſeitens der

Staatsregierung Bedenken allgemein - politiſcher , nicht

aber partei⸗politiſcher Art beſtehen .

3. Kirchliche Amter können von der Kirche frei

errichtet und umgewandelt werden , falls für ihre

Errichtung und Umwandlung nicht neue Aufwen —

dungen aus Staatsmitteln beanſprucht werden . Die

ſtaatliche Mitwirkung bei der Bildung und Ver⸗

änderung von Kirchengemeinden erfolgt nach Richt⸗

linien , die mit dem Evangeliſchen Oberkirchenrat

vereinbart werden .

4. Die Evangeliſch - proteſtantiſche Landeskirche

iſt berechtigt , die Vermögensangelegenheiten der

Landeskirche ſowie ihrer Körperſchaften , Anſtalten

und Stiftungen durch eigene Satzung ſelbſtändig zu

ordnen und nach Maßgabe dieſer Satzung zu ver —

walten . Über die Beſtimmungen des Badiſchen

Kirchenvermögensgeſetzes vom 7. April 1927 und

des Badiſchen Stiftungsgeſetzes vom 19 . Juli 1918

hinaus wird im Rahmen der verfaſſungsmäßigen

Beſtimmungen eine Einſchränkung der kirchlichen

Rechte in bezug auf die Vermögensverwaltung nicht

erfolgen .

5. Die Cvangeliſch - proteſtantiſche Landeskirche

hat das Recht , auf Grund der bürgerlichen Steuer

liſten nach Maßgabe der Verfaſſung des Deutſchen

Reiches und der Verfaſſung des Freiſtaates Baden

ſowie der landesrechtlichen Beſtimmungen Kirchen

ſteuern zu erheben .

eee

1. Das Eigentum und andere Vermögensrechte

der Evangeliſch - proteſtantiſchen Landeskirche Badens ,

ihrer öſſentlich - rechtlichen Körperſchaften , Anſtalten

und Stiftungen werden nach Maßgabe der Ver

faſſung des Deutſchen Reiches gewährleiſtet .

2. Wenn ſtaatliche Gebäude oder Grundſtücke

Zwecken der Kirche gewidmet ſind , bleiben ſie dieſen ,

unbeſchadet etwa beſtehender Verträge , nach wie vor

zum Genuß überlaſſen . Dem Badiſchen Staat bleibt

aber das Recht vorbehalten , ſolche Gebäude oder

Grundſtücke durch andere gleichwertige Grundſtücke

im Benehmen mit der Evangeliſchen Kirchenregie —

rung auszutauſchen . Ein Recht an dieſen Grund —

ſtücken , ſoweit es nicht auf anderweitigen Rechts —

titeln beruht , wird durch dieſen Vertrag nicht er —

worben .
3. Die beſtehenden kirchlichen Eigentums - und

Nutzungsrechte werden , ſoweit noch nicht geſchehen ,

auf Verlangen der Kirche durch Eintragung in das

Grundbuch geſichert werden .

Acbtitkel IV

1. Die Staatsleiſtung für den Evangeliſchen

Oberkirchenrat als oberſte evangeliſche Landes⸗

kirchenbehörde ſowie für die oberſte Behörde der

evangeliſch⸗kirchlichen Vermögensverwaltung ſowie

für bisher im Staatsvoranſchlag vorgeſehene Zu —

ſchüſſe für Pfarreien und Paſtorationen , für Gehalte

der Organiſten und Kirchendiener , für den Ver —

einigten Pfarrhilfsfonds und für den Staatsbeitrag

für die Evangeliſche Kirche im allgemeinen wird auf

insgeſamt jährlich 240 000 N,⁴

—Zweihundertvierzigtauſend Reichsmark —

feſtgeſetzt .
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2. Inſoweit als nach der bisherigen Rechtslage

ein Anſpruch auf Realdotation beſteht , wird dieſer

hierdurch nicht berührt .

3. Bei Bemeſſung des Jahresbetrages wurde

vom derzeitigen Stand der Aufwendungen des

Badiſchen Staates für vergleichbare perſönliche und

ſachliche Zwecke ausgegangen . Es beſteht Einver⸗

ſtändnis darüber , daß im Falle künftiger Anderungen

in dieſen Aufwendungen dieſe auf Verlangen eines

Vertragsteiles bei der Zahlung berückſichtigt werden .

4. Der ſtaatliche Zuſchuß zur Aufbeſſerung gering

beſoldeter Pfarrer ſowie alle übrigen voranſchlags -

mäßigen , in Ziffer 1 und 2 dieſes Artikels nicht

erwähnten Leiſtungen des Staates an die Kirche

werden von dieſer vertraglichen Regelung nicht

berührt .

5. Für eine Ablöſung der Staatsleiſtungen

gemäß Artikel 138 Abſatz 1 der Verfaſſung des

Deutſchen Reiches bleibt die bisherige Rechtslage

maßgebend .

Artikel : V.

1. Angeſichts der in dieſem Vertrag zugeſicherten

Staatsleiſtungen an die Evangeliſch - proteſtantiſche
Landeskirche wird zum Mitglied der Kirchenregie⸗

rung , des Evangeliſchen Oberkirchenrats ſowie zur

dauernden Verſehung eines Pfarramts ein Geiſtlicher

nur beſtellt werden , wenn er

a) die deutſche Reichsangehörigkeit hat ,

b) ein zum Studium an einer deutſchen Uni⸗

verſität berechtigendes Reifezeugnis beſitzt ,

c) ein mindeſtens dreijähriges philoſophiſch⸗
theologiſches Studium an einer deutſchen

ſtaatlichen Hochſchule zurückgelegt hat .

2. Die im pfarramtlichen Dienſt zu verwenden⸗

den Hilfsgeiſtlichen müſſen mindeſtens den in Ab⸗

ſatz 1 unter a und b genannten Erforderniſſen

genügen .

3. Bei kirchlichem und ſtaatlichem Einverſtänd⸗

nis kann von den genannten Erforderniſſen abgeſehen

werden ; insbeſondere kann das Studium an anderen

deutſchſprachigen Hochſchulen als den zu e genannten

anerkannt werden .

Artäkel WI .

Von der erfolgten Beſtellung eines Geiſtlichen

zum Mitglied der Kirchenregierung , des Evange⸗

liſchen Oberkirchenrats , ſowie zur dauernden Ver⸗

ſehung eines Pfarramts oder zu nicht nur vorüber⸗

gehender Verwendung in der Pfarrſeelſorge wird die

zuſtändige kirchliche Stelle der Staatsbehörde , und

mit beſonderer Rückſicht auf Artikel V Ziffer 1 —3

von den Perſonalien des betreffenden Geiſtlichen als⸗

bald Kenntnis geben . Ein ſtaatliches Einſpruchsrecht

wird hierdurch nicht begründet .

Artiker .

1. Für die wiſſenſchaftliche Vorbildung der

Geiſtlichen bleibt die Evangeliſch⸗theologiſche Fakul⸗

tät der Univerſität Heidelberg mit den zur Zeit des

Vertragsabſchluſſes geltenden Rechten beſtehen .

2. Die Berufung oder Anſtellung als akademi⸗

ſcher Lehrer an der Evangeliſch - theologiſchen Fakul⸗

tät der Univerſität Heidelberg erfolgt im Benehmen

mit dem zuſtändigen Organ der Evangeliſch - prote⸗

ſtantiſchen Landeskirche .

3. Solange mit dem Lehrſtuhl für praktiſche

Theologie die Leitung des Praktiſch⸗theologiſchen

Seminars verbunden iſt , wird der Lehrſtuhl im Ein⸗

vernehmen mit dem zuſtändigen Organ der Evan⸗

geliſch - proteſtantiſchen Landeskirche beſetzt werden .

itiker III

Es beſteht unter den Hohen Vertragſchließenden

Einverſtändnis darüber , daß der evangeliſche Reli⸗

gionsunterricht an den badiſchen Schulen nach Maß⸗

gabe der Beſtimmungen des Artikels 149 der Ver⸗

faſſung des Deutſchen Reiches ordentliches Lehrfach

iſt . Der Religionsunterricht wird in Übereinſtim⸗

mung mit den Grundſätzen der Evangeliſch - proteſtan⸗

tiſchen Landeskirche erteilt .

k .

Die Hohen Vertragſchließenden werden eine etwa

in Zukunft zwiſchen ihnen entſtehende Meinungs⸗

verſchiedenheit über die Auslegung einer Beſtimmung

dieſes Vertrages auf freundſchaftliche Weiſe be —

ſeitigen .
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1. Dieſer Vertrag ſoll ratifiziert werden

Ratifikationsurkunden ſollen möglichſt bald

getauſcht werden . Der Vertrag tritt mit dem Tage

ihres Austauſches in Kraft .

2 dem Inkrafttreten dieſes

Vertrages treten die ſeinen Beſtimmungen entgegen⸗

ſtehenden Geſetze und Verordnungen außer Kraft .

2. Gleichzeitig mit

Zu Urkund deſſen haben die Bevollmächtigten

dieſen Vertag unterzeichnet .

Geſchehen in doppelter Urſchrift .

Karlsruhe , den 14 . November 1932 .

Dr . Joſef Schmitt ,

Staatspräſident und Juſtizminiſter .

Dr . Eugen Baumgartner ,

Miniſter des Kultus und Unterrichts .

Dr . Wilhelm Mattes ,

Miniſter der Finanzen .

D. Klaus Wurth ,

Kirchenpräſident .

Dr . Otto Friedrich ,

Oberkirchenrat .

Schlußprotokoll .

Bei der Unterzeichnung des am heutigen Tage

zwiſchen dem Freiſtaat Baden und der Vereinigten

Evangeliſch-proteſtantiſchen Landeskirche Badens ab⸗

geſchloſſenen Vertrags haben die ordnungsmäßig

bevollmächtigten Unterzeichneten folgende überein⸗

ſtimmenden Erklärungen abgegeben , die einen inte⸗

grierenden Beſtandteil des Vertrags ſelbſt bilden .

Zu Artikel II Abſatz 2.

1. Es beſteht Einverſtändnis darüber , daß als

politiſche Bedenken im Sinne des Artikels II Abſatz 2

nur ſtaatspolitiſche , nicht dagegen kirchliche oder

parteipolitiſche gelten .

2. Für den Fall eines ſeitens der Badiſchen

Staatsregierung geltend gemachten Bedenkens all⸗

gemein⸗politiſcher Art ſoll der Verſuch gemacht

werden , gemäß Artikel IX des Vertrags zu einer

Einigung zwiſchen der Badiſchen Staatsregierung
und der Vereinigten Evangeliſch - proteſtantiſchen

Landeskirche Badens zu gelangen ; führt aber der

vorgeſehene Verſuch zu keiner Einigung , dann iſt die

Vereinigte Evangeliſch - proteſtantiſche Landeskirche

Badens frei , die Beſetzung der Stelle des Kirchen⸗

präſidenten zu vollziehen .

Zu Artikel III Abſatz 2.

Zwiſchen den Hohen Vertragſchließenden beſteht

Einverſtändnis darüber , daß das in Artikel III

Abſatz 2 Satz 2 vorgeſehene Austauſchrecht des

Staates ſich nur bezieht auf die im Grundbuch als

Eigentum des Staates ( Domänenärar ) eingetragenen

Grundſtücke , an denen ein kirchliches Nutzungsrecht

nicht beſteht und die nur guttatsweiſe den Kirchen

zur Benützung überlaſſen ſind . Für den Fall eines

nötig gewordenen Austauſches muß das angebotene

Grundſtück in jeder Beziehung gleichwertig ſein .

Zu Artikel IV Abſatz 1.

Es beſteht Einverſtändnis darüber , daß etwaige

Anderungen im Perſonalbeſtande der Kirchenregie⸗

rung und des Evangeliſchen Oberkirchenrats oder

im Perſonalbeſtande der oberſten Behörde der evan⸗

geliſch⸗kirchlichen Vermögensverwaltung auf die im

Artikel IV Abſatz 1 genannte Summe keinen Einfluß

haben .

—*7
—
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Zu Artikel IV Abſatz 2.

Es beſteht Einverſtändnis darüber , daß auch die

auf beſonderen Rechtstiteln beruhenden ſtaatlichen

Leiſtungen für die ſogenannten Kompetenzpfarreien
und Kompetenzſeelſorgeſtellen ſowie die ſtaatliche

Baupflicht für ſolche Kirchengebäude und Pfarr —

häuſer von dieſer vertraglichen Regelung nicht

berührt werden .

Zu Artikel V Abſatz 3.

Das an einer öſterreichiſchen Univerſität oder an

den Univerſitäten zu Baſel , Zürich und Bern zurück —

gelegte philoſophiſch - theologiſche Studium iſt ent⸗

ſprechend den Grundſätzen gleichberechtigt , die für

die deutſchen Univerſitäten gelten .

Zu Artikel VII Abſätze 2 und 3.

1. Vor dem Berufungsverfahren wird das

zuſtändige Organ der Evangeliſch - proteſtantiſchen
Landeskirche in vertraulicher Form benachrichtigt

und um ſeine Außerung erſucht werden , für die ihm

eine ausreichende Friſt gewährt wird . In der

Karlsruhe , den

Dr . Joſef Schmitt ,

Staatspräſident und Juſtizminiſter .

Dr . Eugen Baumgartner ,

Miniſter des Kultus und Unterrichts .

Dr . Wilhelm Mattes ,

Miniſter der Finanzen .

Außerung ſind die beſtehenden Bedenken darzulegen ;

wie weit das zuſtändige Organ der Evangeliſch —

proteſtantiſchen Landeskirche in dieſer Darlegung zu

gehen vermag , bleibt ſeinem pflichtmäßigen Ermeſſen

überlaſſen .

2. Erhebt in dem Verfahren auf Beſetzung des

Lehrſtuhls für praktiſche Theologie , ſolange er mit

der Leitung des Praktiſch - theologiſchen Seminars

verbunden iſt , das zuſtändige Organ der Evangeliſch —

proteſtantiſchen Landeskirche zu begründende Be

anſtandungen gegen einen Vorgeſchlagenen , ſo wird

deſſen Berufung nicht erfolgen . Für das Verfahren

gilt Abſatz 1 ſinngemäß .

Zu Artikel VIII .

Einig in der Abſicht und dem Willen , der

Sicherheit und Feſtigung des religiöſen Friedens

zu dienen , wird der Freiſtaat Baden in Anwendung

der Reichs⸗ und Landesverfaſſung die bezüglich des

Religionsunterrichts an den badiſchen Schulen gel

tenden Rechte der Vereinigten Evangeliſch - proteſtan⸗

tiſchen Landeskirche auch weiterhin aufrecht erhalten .

14 . November 1932 .

D. Klaus Wurth ,

Kirchenpräſident .

Dr . Otto Friedrich ,

Oberkirchenrat .

Begründung .
Einleitung .

Nach 8 4 der Kirchenverfaſſung vom 5. September

1861 hatte der evangeliſche Großherzog als Landes —

biſchof das den evangeliſchen Fürſten Deutſchlands

herkömmlich zuſtehende Kirchenregiment inne . Mit

dem Ende der Monarchie endigte auch dieſes landes —

herrliche Kirchenregiment und damit die in der

Perſon des Landesherrn als Landesbiſchof gegebene

Verbindung von Staat und evangeliſcher Kirche .

Dieſer erwuchs aus dem Übergang des Kirchen —

regiments vom Landesherrn auf die Kirche ſelbſt die
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Aufgabe , ihren verfaſſungsmäßigen Bau entſprechend

umzugeſtalten , wie auch dem Reich und den Ländern

mit dem Wegfall der Monarchie die Aufgabe des

Neuaufbaues ihrer Verfaſſung zufiel . Dabei hat das

Reich in ſeiner Verfaſſung vom 11 . Auguſt 1919 im

II . Hauptteil 3. Abſchnitt in den Artikeln 135 —141

auch das Verhältnis des Staates zu den Religions⸗

geſellſchaften grundſätzlich geregelt . Dieſes kirchen⸗

politiſche Syſtem der Weimarer Verfaſſung bringt

zwar nicht die Trennung von Staat und Kirche im

techniſchen Sinne , wohl aber eine möglichſt weit⸗

gehende Verſelbſtändigung der Religionsgeſellſchaften

gegenüber dem Staate .

Artikel 137 Abſ .1 RVerf . beſtimmt : Es beſteht

keine Staatskirche . Damit iſt reichsverfaſſungsmäßig

jede Möglichkeit , eine dem landesherrlichen Kirchen⸗

regiment ähnliche Verbindung von oberſtem Staats⸗

amt mit einem Amte oberſter kirchenregimentlicher

Leitung ausgeſchloſſen .
Den Religionsgeſellſchaften iſt in dem gleichen

Artikel 137 Abſ . 3 das Selbſtverwaltungsrecht garan⸗

tiert , ſie ordnen und verwalten ihre Angelegenheiten
ſelbſtändig innerhalb der Schranken des für alle

geltenden Geſetzes . Zu den Angelegenheiten der

Kirche gehört auch die Vermögensverwaltung , die

bisher in Baden nach § 10 des Kirchengeſetzes vom

9. Oktober 1860 in der Faſſung vom 4. Juli 1918

unter gemeinſamer Leitung der Kirche und des

Staates geführt wird . Weiterhin zählt zu den An⸗

gelegenheiten der Kirche das Recht , ihre Amter ſelb⸗

ſtändig und ohne Mitwirkung des Staates oder der

bürgerlichen Gemeinden zu verleihen , ein Recht , das

ebenfalls in Artikel 137 Abſ . 3 Satz 2 NVerf . noch

ausdrücklich als den Religionsgeſellſchaften allein zu⸗

ſtehendes gewährleiſtet iſt .

Sind ſomit die Religionsgeſellſchaften , insbeſon⸗

dere die evangeliſche Kirche , in der Verwaltung ihrer

Angelegenheiten von den mannigfachen Einflüſſen

weltlicher Stellen befreit , ſo iſt ihnen andererſeits

doch weiterhin die Stellung als Rechtsperſönlichkeit
wie bisher gewahrt . Sie bleiben Körperſchaft des

öffentlichen Rechts und ſind berechtigt , auf Grund der

Steuerliſten Steuern zu erheben ( Artikel 137 Abſ . 5

Satz 1 und Abſ .6 WVerf . ) . Der Sonntag und die

ſtaatlich anerkannten Feiertage bleiben als Tage der
Arbeitsruhe und der ſeeliſchen Erhebung geſetzlich

geſchützt ( Artikel 139 RVerf . ) . Der Religionsunter⸗

richt iſt ordentliches Lehrfach der Schulen mit Aus

nahme der bekenntnisfreien ( weltlichen ) Schulen .

Seine Erteilung wird im Rahmen der Schulgeſetze

geregelt . Der Religionsunterricht wird in Überein⸗

ſtimmung mit den Grundſätzen der betreffenden Re⸗

ligionsgeſellſchaften , unbeſchadet des Aufſichtsrechts

des Staates , erteilt . Die theologiſchen Fakultäten an

den Hochſchulen bleiben erhalten ( Artikel 149 Abſ . 1

und Abſ . 2 WVerf . ) .

Dieſes eigenartige Verhältnis von Staat und

Kirche nach der Weimarer Verfaſſung , von dem

hier nur die für die Beurteilung einer vertrag⸗

lichen Regelung der Beziehungen beider Größen

wichtigſten Seiten angedeutet ſind , hat die Länder

gezwungen , alle aus der Vergangenheit beſtehenden

Verbindungen , die mit dem Reichsrecht in Wider⸗

ſpruch ſtehen , abzubauen oder die Möglichkeit des

Abbaues zu ſchaffen . So iſt in Baden das Geſetz

über die Verwaltung des Vermögens der Religions⸗

geſellſchaften ( Kirchenvermögensgeſetz ) vom 7. April
1927 ( Staatl . G. u. VBl . S . 97 ) ergangen , das für

die Römiſch⸗katholiſche , für die Vereinigte Evang . ⸗

proteſtantiſche und für die Altkatholiſche Kirche be⸗

ſtimmt , daß die rein kirchliche Vermögensverwaltung
bei dieſen Kirchen jeweils mit dem Inkrafttreten

einer kirchlichen Satzung , in welcher die ausſchließ⸗

liche kirchliche Leitung der Vermögensverwaltung

nach Maßgabe des Geſetzes geordnet iſt , in Kraft

tritt . Dieſe Satzung iſt aus Gründen , auf die ſpäter

noch einzugehen ſein wird , für den Bereich unſerer

Landeskirche wie auch in der Erzdiözeſe Freiburg

bis jetzt noch nicht erlaſſen .

Während ſo die Verſelbſtändigung der Religions⸗

geſellſchaften gegenüber dem Staat durch geſetz⸗

geberiſchen Akt wohl erfolgen konnte , iſt es bei

der geſchilderten Art der ſtaatlich -kirchlichen Be⸗

ziehungen nicht möglich , ebenfalls durch Geſetz die

gemeinſame Sphäre , die geſchaffen iſt durch die

geſchichtlichen Tatſachen und die Bedeutung , die

den beiden großen chriſtlichen Kirchen für das geiſtig⸗

religiöſe Leben des Volkes zukommt , zu regeln . Die
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Kirchen beſetzen ihre Amter ſelbſtändig ; dem Staate

aber , auch wenn er religiös neutral iſt , kann es nicht

gleichgültig ſein , welche Perſönlichkeit für die oberſte

Leitung der Kirche von dieſer auserwählt wird , wie

der Staat auch ein Intereſſe daran haben muß , daß

die Geiſtlichen der beiden großen Kirchen hinſichtlich

ihrer Ausbildung gewiſſe Vorausſetzungen erfüllen .

Hier können Regelungen nur getroffen werden durch

Übereinkunft zwiſchen den Kirchen und dem Staat .

Die Religionsgeſellſchaften verwalten ihr Ver⸗

mögen ſelbſtändig ; aus der engen Verbindung unſerer

Landeskirche mit dem Staat ſeit den Tagen der

Reformation beſtehen eine Reihe vermögensrechtlicher

Verpflichtungen des badiſchen Staates gegenüber

unſerer Kirche , die wohl nach Artikel 138 und 173

NVerf . auf Grund eines beſonderen bis heute noch

nicht ergangenen Geſetzes abzulöſen ſind , bis dahin

aber weiterbeſtehen . Wenn es theoretiſch auch möglich

iſt , im gerichtlichen Streitverfahren etwa auftretende

Uneinigkeiten zu ſchlichten , ſo iſt doch auch hier die

vertragsmäßige Einigung ein nach jeder Richtung

hin zu bevorzugender Weg der Sicherung der Rechte .

Die theologiſchen Fakultäten bleiben erhalten , ſie

ſind rein rechtlich betrachtet ſtaatliche Anſtalten , die

akademiſchen Lehrer ſtaatliche Beamte , ſo daß der

Staat allein über ihre Berufung zu entſcheiden hat .

Die theologiſchen Fakultäten ſind aber auch die An⸗

ſtalten zur Ausbildung der Geiſtlichen und ſtellen ſich

damit in den gleichen Dienſt , den die Landeskirche zu

erfüllen hat . Weſensmäßig gehören deshalb Fakultät

und Kirche zuſammen , für beide iſt es eine Lebens⸗

frage , an der Auswahl der akademiſchen Lehrer durch

den Staat mitwirken zu können , eine Möglichkeit , die

für die Kirche dem Staat gegenüber wiederum nur

im Wege vertraglicher Abmachungen gefunden wer —

den kann .

Wie oben ſchon geſagt , garantiert das Reich

den Religionsgeſellſchaften und damit auch unſerer

Landeskirche das Recht der öffentlichen Körperſchaft ,

das Steuerrecht , den Religionsunterricht . Es garan —

tiert aber weiter in Artikel 135 RVerf . die Religions⸗

freiheit , in Artikel 138 Abſ . 2 RVerf . einen beſon⸗

deren Schutz des Eigentums und andere Rechte der

Religionsgeſellſchaften . Die Ausgeſtaltung aller dieſer

Rechte im einzelnen iſt aber Sache der Länder , die

nach dem wechſelnden Willen ihrer Regierungen dieſe

Ausgeſtaltung ändern können . Der heutige Staat iſt

der weltliche Staat , der ſtets nach rein ſtaatlich —

politiſchen Geſichtspunkten handelt und handeln muß ,

dem Weſen und Ziel der Kirche völlig außerhalb

ſeiner Reichweite liegt . Will die Kirche hier die

Sicherheit erlangen , daß ihren Mitgliedern Reli⸗

gionsfreiheit , ihr der Religionsunterricht , das Eigen —

tum an ihren Gütern und Rechten mit dem Inhalt ,

den alle dieſe Grundrechte landesrechtlich haben , er —

halten bleibt , wenigſtens ſolange das Reichsrecht dem

nicht entgegenſteht , ſo kann die Kirche dies nur auf

vertraglichem Weg erlangen .

Als deshalb der Herr Badiſche Miniſter des Kultus

und Unterrichts unterm 26 . Mai 1930 unter Hinweis

auf die Regierungserklärung im Badiſchen Landtag

vom 14 . Januar 1930 , wonach dem Landtag in der

laufenden Budgetperiode vorausſichtlich ein Geſetz⸗

entwurf über die vertragliche Regelung des Verhält —

niſſes zwiſchen dem Staat und den Religionsgeſell⸗

ſchaften zugehen würde , bei der Evang . Kirchen —

behörde anfragte , ob die Evangeliſch - proteſtantiſche

Landeskirche wünſcht , mit der Regierung in Ver⸗

handlungen über den Abſchluß eines entſprechenden

Staatsvertrags einzutreten , hat der Evang . Ober⸗

kirchenrat nach Beratung der Angelegenheit in der

Sitzung der Kirchenregierung vom 11 . Juni 1930

geantwortet , daß , wenn die Beziehungen zwiſchen

dem Badiſchen Staat und der Römiſch - Katholiſchen

Kirche vertraglich geregelt werden ſollen , eine gleich —

zeitige Regelung auch für die Evang . Landeskirche

mit gleichwertigem Inhalt unerläßlich ſei . Zugleich

führte der Evang . Oberkirchenrat in 8 Punkten die

Gegenſtände an , auf die er die vertragliche Regelung

erſtreckt wiſſen wollte . Der Herr Miniſter des Kultus

und Unterrichts erwiderte unterm 30 . Juni 1930 , daß

anzunehmen ſei , daß die Römiſch⸗katholiſche Kirche

entſprechend den Vorgängen in andern Ländern ihre

Beziehungen zwiſchen dem Lande Baden auf vertrag —

licher Grundlage geregelt haben wolle . Bedenken

grundſätzlicher Art ſtänden einer ſolchen Regelung

nicht entgegen und nachdem der Evang . Oberkirchen

rat ebenfalls den Abſchluß eines Staatsvertrages
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wünſche , habe die Badiſche Staatsregierung ihrer

ſeits den Wunſch , daß die über die Rechtsbeziehungen

zwiſchen den Kirchen abzuſchließenden Verträge

gleichzeitig zum Abſchluß gelangen . Der Herr Mi —

niſter des Kultus und Unterrichts empfahl in dieſem

Schreiben der Kirchenbehörde , daß ſie rechtzeitig

Vorſchläge über den gewünſchten Vertragsabſchluß
dem Staate vorlegen möge . Mit Schreiben vom

12 . Juli 1930 ſtellt der Evang . Oberkirchenrat feſt ,

daß , nachdem der Badiſche Staat grundſätzlich ſeine

Bereitwilligkeit ausgeſprochen habe , mit der Römiſch —

Katholiſchen Kirche in Verhandlungen wegen Ab⸗

ſchluſſes eines Staatsvertrags einzutreten , auch die
Evang⸗proteſtantiſche Landeskirche zu entſprechen⸗

den Vertragsverhandlungen bereit ſei . Was den

Inhalt des künftigen Vertrags anbelangt , wurde in

dem Schreiben Bezug genommen auf diein dieſer

Hinſicht gemachten Ausführungen im Schreiben des

Evang . Oberkirchenrats vom 11 . Juni 1930 . Mit

Schreiben vom 13 . Februar 1931 überſandte dann

der Herr Miniſter des Kultus und Unterrichts den

Referentenentwurf eines Vertrags

Badiſchen Republik und der Vereinigten Evang⸗

proteſtantiſchen Landeskirche Badens mit der Bitte

um Kenntnisnahme und Rußerung und ſtellte nach

Eingang der ſchriftlichen Stellungnahme eine Be⸗

ſprechung des Entwurfs mit den maßgebenden Ver⸗

tretern der Evang . Landeskirche in Ausſicht . In den

Sitzungen der Kirchenregierung vom 27 . Februar
und 11 . März 1931 wurde der Entwurf eingehend

beraten mit dem Ergebnis , das der Evang . Ober⸗

kirchenrat beauftragt wurde , den Referentenentwurf
des Herrn Miniſters durch ein Referentengutachten zu

beantworten . Unterm 24 . Auguſt 1931 ließ demnach

der Evang . Oberkirchenrat dem Herrn Miniſter ein

den ganzen Vertragsſtoff behandelndes Gutachten

des Rechtsreferenten zugehen , in welchem erneut auch

auf diejenigen Gegenſtände , die in dem ſtaatlichen

Referentenentwurf nicht behandelt wurden , die aber

die Landeskirche vertraglich geregelt wiſſen wollte , hin —

gewieſen wurde . Eine ſchriftliche Gegenäußerung zu

dieſem Gutachten iſt der Landeskirche niemals zu —

gegangen , vielmehr überſandte der Herr Miniſter des
Kultus und Unterrichts nach Verlauf eines Jahres

zwiſchen der

unterm 25 . Auguſt 1932 den neuen Entwurf eines

Vertrages zwiſchen dem Freiſtaate Baden und der

Vereinigten Evang . ⸗prot . Landeskirche Badens und

teilte mit , daß das Badiſche Staatsminiſterium ihn

ermächtigt habe , auf der Grundlage dieſes Entwurfs

mit der Evang . Kirchenregierung wegen Abſchluſſes

eines Vertrages in Verhandlungen einzutreten . Nach

einer unverbindlichen Vorbeſprechung am 12 . Sep⸗
tember 1932 konnten die eigentlichen Vertrags —

verhandlungen erſt nach Neubildung der Evang .

Kirchenregierung , die Anfang Oktober erfolgt war ,

aufgenommen werden . Zum Vertreter der Kirchen —

regierung für die Verhandlungen wurde Oberkirchen⸗
rat Dr . Friedrich beſtimmt , der dann teils mit dem

Herrn Kirchenpräſidenten , teils allein in den folgen —

den Wochen die Verhandlungen führte . In den

Sitzungen der Kirchenregierung vom 26 . Oktober
und 2. November 1932 wurden jeweils die Ergeb —

niſſe der Verhandlungen beraten , die am 10 . Novem —

ber mit dem Ergebnis abgeſchloſſen wurden , daß die

Verhandlungsbevollmächtigten ſich auf einen Wort⸗
laut des Vertrages einigten , wie er dem vorgelegten

Geſetz angeſchloſſen iſt . In ihrer Sitzung vom

11. November beſchloß die Kirchenregierung , dieſen

Vertragsentwurf der Evang . Landesſynode zur Ge —

nehmigung vorzulegen , ihr dabei aber zu empfehlen ,

zum Ausdruck zu bringen , daß in dieſem Vertrags —

entwurf der Einfluß der Evang . Kirche auf die

Beſetzung der Lehrſtühle der theologiſchen Fakultät
der Univerſität Heidelberg nicht genügend gewahrt

iſt und inſofern der Staatsvertrag mit der Evang .

Kirche nicht als gleichwertig mit demjenigen der

Katholiſchen Kirche anerkannt werden kann .

Bevor in einem beſonderen Teil zu den einzelnen

Vertragsbeſtimmungen Ausführungen gemacht wer⸗

den ſollen , erſcheint es erforderlich , ſich kurz über die

Rechtsnatur dieſes Vertrages zwiſchen dem Badiſchen
Staate und der Evang . Landeskirche zu äußern . Mit

der neueren Rechtslehre ſteht die Evang . Kirchen —

regierung auf dem Standpunkt , daß ein Vertrag

zwiſchen Staat und Evang . Kirche ſeinen verbind⸗

lichen Rechtsgrund aus der Willensübereinſtimmung
dieſer beiden ſelbſtändigen , zur Schöpfung eigenen

Rechtes fähigen und ſich gegenſeitig in ihrer Eigen⸗
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ſtändigkeit anerkennenden Größen herleitet . Danach von Verträgen ſind insbeſondere hinſichtlich der Ver

iſt ein Staatsvertrag mit der Evang . Kirche ſeiner bindlichkeit für die Vertragſchließenden und hin
Rechtsnatur nach einem Vertrag des Staates mit der ſichtlich der Möglichkeit ihrer Aufhebung einander

Katholiſchen Kirche völlig gleichartig ; beide Arten gleich .

Beſonderer Teil .

In Artikel Jdes Entwurfs ſichert der Staat der

Evang . Landeskirche die Religionsfreiheit nach ihren
beiden Seiten der Bekenntnisfreiheit und der Kultus —

freiheit zu . Wenn auch Artikel 135 RVerf . und § 18

der Bad . Verf . dieſes Grundrecht geſetzlich garan —

tieren , ſo iſt daneben eine vertragliche Vereinbarung
nicht überflüſſig , weil ſie den Badiſchen Staat , ſo⸗
weit ſeine geſetzgeberiſche Zuſtändigkeit geht , künftig
daran hindert , die Religionsfreiheit in dem Ausmaß
wie ſie jetzt im einzelnen auf Grund badiſchen Landes⸗

rechtes beſteht , einzuengen oder aufzuheben . Auch
wenn im Reichsrecht die Beſtimmungen über die

Religionsfreiheit derart wegfallen ſollten , daß eine

entgegenſtehende oder einengende neue Beſtimmung
nicht an die Stelle der jetzigen Rechtsſätze tritt , ſo
bleibt für unſere Landeskirche die Religionsfreiheit
gewahrt . Erſt wenn das Reichsrecht entgegenſtehende
Beſtimmungen aufſtellt , wird die hier in Frage
ſtehende Vertragsbeſtimmung als Landesrecht da⸗

durch aufgehoben werden . Dieſe Ausführungen gel —
ten auch für die an anderer Stelle im Vertrags —
entwurf enthaltenen vertraglichen Zuſicherungen
reichs - oder landesgeſetzlicher Grundrechte .

Artikel II Abſ . 1 ſtellt das bereits reichsver⸗
faſſungsmäßig zugeſtandene Selbſtverwaltungsrecht
der Kirchen ebenfalls unter vertraglichen 6Schutz .

In Artikel II Abſ .2 iſt dieſes Selbſtverwaltungs⸗
recht hinſichtlich der Beſetzung der Amter inſofern
eingeſchränkt , als das zuſtändige kirchliche Organ vor

der Beſtellung des Kirchenpräſidenten beim Staats —

miniſterium ſich darüber zu vergewiſſern hat ,ob gegen
die Perſon des zu Beſtellenden Bedenken allgemein⸗
politiſcher Art beſtehen . Hier iſt in den Vertrag eine

ſogenannte politiſche Klauſel aufgenommen , die ſich
aber im Gegenſatz zu den Klauſeln , wie ſie ſich in

den bayriſchen und preußiſchen Kirchenverträgen

finden , inhaltlich nur als eine Anfragepflicht der

Kirche beim Staat letztlich darſtellt . Erhebt der

Badiſche Staat gegen die Perſönlichkeit des zu

Beſtellenden Bedenken , ſo wird die Kirche ſicherlich

gewiſſensmäßig prüfen , ob dieſe Bedenken berechtigt
ſind . Kann ſie eine Berechtigung nicht anerkennen ,
ſo ſoll , wie ſich aus dem Schlußprotokoll zu Artikel II

Abſ . 2 ergibt , der Verſuch gemacht werden , zu einer

Einigung zwiſchen den Vertragsteilen zu gelangen .
Führt aber dieſer Verſuch nicht zum Ziel , dann iſt
die Landeskirche frei , die Beſetzung der Stelle des

Kirchenpräſidenten zu vollziehen . Die Kirchenregie —

rung hat der politiſchen Klauſel in dieſer Ausge
ſtaltung zugeſtimmt , weil ſie einerſeits das Intereſſe
des Staates an der Perſönlichkeit des für die Leitung
der Kirche Verantwortlichen nicht verkennt und

andererſeits für die Landeskirche für den Fall den

Weg frei ſieht , daß die Kirche um ihrer Aufgabe
willen an einer beſtimmten Perſönlichkeit feſthalten
muß .

Die in Artikel II Abſ . 3 Satz 2 vorgeſehenen
Richtlinien haben bisher nicht beſtanden und ſind

auch nicht entbehrt worden . Sollte es aber möglich
ſein , durch Vereinbarung Richtlinien zu erhalten ,

durch die dem bis jetzt freien Ermeſſen der Staats

behörden hinſichtlich der Genehmigung zur Bildung
von Kirchengemeinden nach beſtimmten Grundſätzen
Schranken geſetzt werden , ſo kann dieſe Vertrags
beſtimmung der Kirche nur von Nutzen ſein .

In Artikel II Abſ .4 iſt ein nicht unwichtiges
Gebiet der kirchlichen Selbſtverwaltung , die Ver —

mögensverwaltung vertraglich vor allen hoheits

mäßigen Eingriffen des Staates geſchützt , ſoweit

ſolche Eingriffe nicht nach dem Kirchenvermögens
geſetz vom 7. April 1927 und dem badiſchen
Stiftungsgeſetz vom 19 . Juli 1918 zuläſſig ſind . In
dieſem Kirchenvermögensgeſetz iſt ausgeſprochen , daß

jede Religionsgeſellſchaft ihre Vermögensangelegen
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heiten durch eigene Satzung ordnet und ſie nach dieſer

Satzung verwaltet . Die Satzung muß vor Verkün

dung dem Miniſterium des Kultus und Unterrichts

Erinnerung erheben kann . Gegen dieſe Erinnerung

tungsgerichtliche Klage oder die Beſchwerde an das

vorgeſehen , daß das Miniſterium des Kultus und

Unterrichts berechtigt iſt , Widerſprüche gegen Reichs⸗

und Landesrecht bei Verwaltung des Vermögens

der Religionsgeſellſchaften oder ihrer Unterorgani⸗

ſationen zu beanſtanden und auf deren Beſeitigung

Verletzten der Rechtsweg oder Verwaltungsrechts —

kann gegen die Beanſtandungen verwaltungsgericht⸗

liche Klage erheben . Schließlich ſind in dem Geſetz

alle Beſchränkungen hinſichtlich der Erwerbung , Ver —

zur Kenntnisnahme vorgelegt werden , das dagegen

ſteht der Religionsgeſellſchaft entweder die verwal - ⸗

Staatsminiſterium zu . Weiterhin iſt in dem Geſetz

hinzuwirken , ſofern dem durch die Geſetzwidrigkeit

weg nicht offen ſteht . Die Religionsgeſellſchaft ſelbſt

äußerung und Belaſtung von Vermögen durch die

Religionsgeſellſchaften oder ihre Unterorganiſationen

ſowie hinſichtlich der Veräußerung von Grundſtücken

aufgehoben , ſoweit nicht das Stiftungsgeſetz ſolche

enthält . Dieſes Stiftungsgeſetz knüpft die Errichtung

neuer Stiftungen als ſelbſtändige Rechtsſubjekte an

die ſtaatliche Genehmigung , die nur ſolchen Stiftun⸗

gen erteilt werden darf , welche einem öffentlichen ,

ſei es einem kirchlichen oder weltlichen Zweck ge⸗

widmet ſind . Weiterhin bedürfen der ſtaatlichen

Genehmigung alle Schenkungen und letztwilligen

Verfügungen im Werte von mehr als 5000 N

iſt das Maß der aus dem ſtaatlichen Aufſichtsrecht

über die kirchliche Vermögensverwaltung entſpringen⸗

den Beſchränkung des kirchlichen Selbſtverwaltungs⸗

rechts auf dieſem Gebiete umgrenzt . Weitere Be

ſchränkungen ſind künftighin nicht mehr zuläſſig . Es

darf hier ausgeſprochen werden , daß dieſe Rechtslage

eine ausreichende Bewegungsfreiheit unſerer Landes⸗

kirche in der Verwaltung und Verfügung über ihr

Vermögen gewährleiſtet .
Artikel II Abſ .5 ſtellt das reichs - und landes⸗

rechtlich eingeräumte Beſteuerungsrecht für unſere

Landeskirche noch unter vertraglichen Schutz . Das

Steuerrecht iſt ein vom Staat verliehenes Hoheits⸗

recht , für deſſen Handhabung durch die Kirche der

Staat in den Steuergeſetzen beſtimmte Voraus⸗

ſetzungen aufgeſtellt hat , über deren Erfüllung er

wacht und ſo hinſichtlich dieſes Teiles der kirchlichen

Vermögensverwaltung ein beſonderes Aufſichtsrecht

fuhrt.
In Artikel III Abſ . 1 werden nach Maßgabe

der Reichsverfaſſung das Eigentum und andere

Vermögensrechte unſerer Landeskirche gewährleiſtet .

Während es nach Artikel 153 RVerf . allgemein mög⸗

lich iſt , auf Grund eines einfachen Reichsgeſetzes

auch eine entſchädigungsloſe Enteignung vorzu —

nehmen , iſt in Artikel 138 Abſ . 2 WVerf . das Eigen⸗

tum und andere Rechte der Religionsgeſellſchaften
und ihrer Unterorganiſationen ſowie der religiöſen

Vereine an dem Vermögen , das für Kultus⸗ , Unter⸗

richts⸗ und Wohltätigkeitszwecke beſtimmt iſt , beſon⸗

ders gewährleiſtet , d. h. vor einer entſchädigungsloſen
Enteignung geſchützt . Solange eine entgegenſtehende

zugunſten von Stiftungen oder anderen juriſtiſchen

Perſonen , alſo auch der Religionsgeſellſchaften (§S 1

des Geſ . ) . Die Verwaltung aller Stiftungen — auch

der kirchlichen — unterliegt in allen Fällen der Ober⸗

aufſicht der Staatsbehörde ( 8 2 des Geſ . ) . Sollen

ſtiftungsmäßige Mittel zu einem andern als dem

Stiftungszweck verwendet werden , ſo iſt dazu ſtaat⸗

liche Zuſtimmung erforderlich . Iſt die Erfüllung des

Stiftungszweckes nicht mehr möglich , ſo kann die

Staatsregierung das Vermögen einem andern öffent⸗

reichsverfaſſungsrechtliche Norm nicht erlaſſen wird ,

kann dieſer qualifizierte Eigentumsſchutz durch lan⸗

desrechtliche Beſtimmungen für unſere Landeskirche

nicht mehr aufgehoben werden , da er jetzt vertraglich

feſtgelegt iſt .

Zu Artikel III Abſ . 2. Aus der Innehabung des

altbadiſchen Kirchenguts und in Anwendung der

Ziff . 86 der Kirchenratsinſtruktion vom 6. Juli 1797

iſt der Badiſche Staat zur Zeit für 207 kirchliche

lichen Zweck widmen . Bei kirchlichen Stiftungen aber Gebäude baupflichtig , und zwar für 133 Kirchen und

iſt eine ſolche Anderung nur im Einverſtändnis mit 74 Pfarrhäuſer . Die Frage nach dem Eigentum an

der Kirchenbehörde zuläſſig ( § 10 des Geſ . ) . Damit dieſen ſogenannten ärariſchen Laſtengebäuden iſt bis⸗
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her immer offen gelaſſen worden mit dem Erfolg ,

daß ſich nach dieſer Richtung hin ein Bild völliger

Unklarheit zeigt . Eine Reihe der in Frage ſtehenden

kirchlichen Gebäude ſind im Grundbuch überhaupt

Tit . 15 . Staatsbeitrag für den Evang .nicht , ein anderer Teil nur im Lagerbuch und wieder

andere Gebäude auch im Grundbuch eingetragen .
Es ſind als Eigentum des Staates im Grundbuch

gebucht

die Kirche in

1. Bruchſal ( Simultankirche ) , 2. Emmendingen ,

3. Gochsheim , 4. Graben , 5. Karlsruhe ( Schloß⸗

kirche ) , 6. Laufen ( Fiskus und politiſche Ge⸗

meinde je ½) , 7. Müllheim , 8. Pforzheim

( Schloßkirche ) , 9. Pforzheim - Brötzingen ( Kirchen⸗

gemeinde und Domänenärar je ½½) , 10 . Raſtatt ,
11 . Waldangelloch , 12 . Wilferdingen ;

das Pfarrhaus in

1. Bruchſal ( Schönbornſtr . 12 ) , 2. Durlach ( 2

Pfarrhäuſer ) , 3. Emmendingen , 4. Eutingen ,
5. Gersbach , 6. Graben , 7. Karlsruhe ( Ste —

fanienſtr . 22) , 8. Pforzheim⸗Brötzingen ( Kirchen⸗

gemeinde und Domänenärar je ½) , 9. Raſtatt ,

10 . Schopfheim , 11 . Teutſchneureut , 12 . Wald - die die Landeskirche dadurch erfährt , wird aus ver —

angelloch , 13 . Wies , 14 . Wilferdingen .

Zwiſchen den Verhandlungsbevollmächtigten der

Vertragsteile beſteht Einverſtändnis darüber , daß an

ein unwiderrufliches Recht zur ausſchließlichen Be- ⸗ 229 000 7. ½/, wenn nicht in den Jahren 1923 und

nützung für den evangeliſchen Kultus bzw . zur wohn⸗

lichen Unterbringung des evangeliſchen Pfarrers

zuſteht mit Ausnahme der Schloßkirche und des

Pfarrhauſes Stefanienſtr . 22 in Karlsruhe und des

Pfarrhauſes in Raſtatt . Dieſe Gebäude ſind auf

Widerruf überlaſſen und nur auf ſie erſtreckt ſich das

in Artikel III Abſ . 2 Satz 2 dem Badiſchen Staat

eingeräumte Austauſchrecht , wie in dem Schluß —

protokoll zu Artikel III Abſ . 2 eindeutig feſtgelegt iſt .

Zu Artikel IV Abſ . 1. Nach dem Voranſchlag

des Miniſteriums des Kultus und Unterrichts für

das Rechnungsjahr 1932 und 1933 ſind im Ausgabe —

teil Kapitel 2 III „ Evang . Kultus “ folgende Poſten

vorgeſehen :
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Tit . 14 . Staatsbeitrag für den Evang .

Oberkirchenrat als oberſte evang .

Landeskirchenbehörde 20 000

Oberkirchenrat als oberſte Behörde

der evang . ⸗kirchlichen Vermögens⸗

verwaltung

a) zum perſönlichen Aufwand . 128 300

b) zu den ſachlichen Amtsunkoſten 15 650

Tit . 16 . Zuſchüſſe für Pfarreien und

Paſtorationen 36 700

Tit . 17 . Gehalte der Organiſten und

Kirchendietetrtr 10

Tit . 18 . Zuſchuß für den vereinigten

Pfättehilfsfottsss . . 850

Tit . 19 . Staatsbeitrag für die Evang .

Kirche im allgemeinen . 22 650

229 000 .

Die hier als Pauſchalbetrag für die einzelnen auf⸗

geführten Poſten eingeſetzte Summe überſteigt den

Voranſchlagsſatz um 11000 JN . Jl . Die Verbeſſerung ,

ſchiedenen Gründen gerechtfertigt . Noch im Vor⸗

anſchlag 1930/31 bezifferte ſich der entſprechende

Betrag auf 250 740 N . l . Aber auch wenn man alle

allen dieſen auf den Staat im Grundbuch eingetra⸗

genen Gebäuden der Landeskirche zum mindeſten
Kürzungen , die inzwiſchen eingetreten ſind , berück⸗

ſichtigt , könnte der Betrag doch höher ſein als

1924 der Perſonalabbau in der einſchneidendſten

Weiſe , wie er tatſächlich erfolgt iſt , vorgenommen

worden wäre und dabei auch die Stelle des

Stellvertreters des Kirchenpräſidenten die ſtaatliche

Beitragspflicht zu einem entſprechenden Gehalt

eingebüßt hätte . Die vertragliche Feſtſetzung einer

einheitlichen Summe hat für die Kirche den

Vorteil , daß ſie mit dem beſtimmten Eingang

eines feſten Betrages rechnen kann . Die Lei⸗

ſtungen des Badiſchen Staates zum Perſonal - und

ſachlichen Aufwand des Evang . Oberkirchenrats

als oberſte Vermögensverwaltungsbehörde beruht

auf der Vereinbarung über die Beteiligung des

Staates an dem Aufwand für die Verwaltung des
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evangeliſchen Kirchenvermögens vom 1. Juli 1908

( Staatl . Geſ . u. VBl . S . 725 ff. , abgeändert Staatl .

Geſ . u . VBl. 1910 S . 449 ) . Nach Anſicht des Staates

hat dieſe Vereinbarung zur Vorausſetzung die in

§ 10 des Kirchengeſetzes vom 9. Oktober 1860 vor —

geſehene gemeinſame Leitung der kirchlichen Ver —

mögensverwaltung durch Kirche und Staat . Es iſt

infolgedeſſen vom Staat die Frage offen gelaſſen

worden , ob dieſe Leiſtungen auch dann noch zu be —

wirken ſind , wenn die Verwaltung des Kirchenver —

mögens rein kirchlich wird . In begründeter Weiſe

hat hier die Landeskirche ſtets eine Rechtspflicht be⸗

hauptet . Da die Angelegenheit aber ſtreitig war , hat

bis jetzt die Evang . Landeskirche davon Abſtand

genommen , die nach dem Kirchenvermögensgeſetz
vom 7. April 1927 § 8 vorgeſehene Satzung zu er —

laſſen , um die rein kirchliche Vermögensverwaltung
erſt dann zu ſchaffen , wenn auch fernerhin die Aus⸗

zahlung des ſtaatlichen Zuſchuſſes zum Aufwand für

die oberſte Kirchenbehörde ſichergeſtellt iſt . Durch

dieſen Vertrag iſt jedenfalls auf abſehbare Zeit

hinaus die Leiſtung des genannten Betrags ſicher —⸗

geſtellt und es iſt nunmehr der Landeskirche möglich,
einen bisher oft recht mißlich empfundenen Zuſtand

zu beſeitigen und durch Satzung eine ausſchließlich

kirchlich aufgebaute Verwaltung ihres Vermögens

zu ermöglichen . Die vertragliche Feſtſetzung der

240 000 ,½% hat alſo nicht nur eine rein wirtſchaft⸗

liche Bedeutung , ſondern ermöglicht den gefahrloſen

Ausbau der kirchlichen Selbſtverwaltung .

Zu Artikel IV Abſ . 2 —5 . Während Abſatz 2 für

die Evang . Kirche kaum von großer Bedeutung ſein

wird , will Abſatz 3 die ſtaatliche Leiſtung vor einer

etwaigen Geldentwertung ſchützen . Die dabei ge —

wählte „ Währungsklauſel “ iſt den entſprechenden

Beſtimmungen in den katholiſchen und den evan —

geliſchen preußiſchen Verträgen nachgebildet .

Es muß von der Landeskirche ſchmerzlich emp —

funden werden , daß es nicht möglich geweſen iſt , in

den Vertrag auch eine Regelung über den ſtaatlichen

Zuſchuß zur Aufbeſſerung gering beſoldeter Pfarrer
aufzunehmen . Eine ſolche Regelung hätte , wenn ſie

in billiger Weiſe die geſchichtlichen Tatſachen und

die berechtigten Intereſſen beider Vertragsteile be —

rückſichtigen würde , viel zur Befriedung der ſtaatlich

kirchlichen Beziehungen beigetragen .

In Abſatz 5 iſt der bisherige Rechtsgrund der

einzelnen Leiſtungen für den Fall der Ablöſung der⸗

ſelben ausdrücklich aufrecht erhalten , was auch zur

Folge hat , daß für den Fall einer Aufhebung des

Staatsvertrags die jetzt pauſchalierten Leiſtungen in

ihren einzelnen Beträgen , ſoweit ſie einen zureichen

den Rechtsgrund bisher ſchon gehabt haben , weiter

zuzahlen ſind .

Zu den Artikeln V und VI . Bis zur Staats⸗

umwälzung war in Baden die Rechtslage in dieſer

Beziehung folgende : Nach 8 9 des Kirchengeſetzes
vom 9. Oktober 1860 in der Faſſung des Geſetzes

vom 4. Juli 1918 konnten die Kirchenämter nur mit

ſolchen Perſonen beſetzt werden , welche das badiſche
Staatsbürgerrecht beſaßen oder erlangten und nicht

von der Staatsregierung unter Angabe des Grundes

als ihr in bürgerlicher oder politiſcher Beziehung

mißfällig erklärt wurden . Die Zulaſſung zu einem

Kirchenamt war durch den Nachweis einer allge⸗

meinen wiſſenſchaftlichen Vorbildung bedingt . Dazu

wurde regelmäßig gefordert das Zeugnis der Reife

einer neunklaſſigen höheren Lehranſtalt und der

Nachweis über den Beſuch einer deutſchen Univerſität

während dreier Halbjahre ſowie eine Beſcheinigung

darüber , daß in jedem dieſer drei Halbjahre eine

mehrſtündige Vorleſung aus dem Lehrkreis der philo⸗

ſophiſchen Fakultät gehört wurde . In Vollzug dieſes

§ 9 des Kirchengeſetzes wurde durch die landes⸗

herrliche Verordnung vom 31 . Auguſt 1918 ( Staatl .

Geſ . u. VBl . S . 307ff . ) beſtimmt , daß derjenige ,

welcher zu einem Kirchenamt zugelaſſen werden

wollte , durch Vermittlung der vorgeſetzten Ober⸗

kirchenbehörde bei dem Kultusminiſterium einzu⸗

reichen hatte :

1. die amtliche Beſcheinigung über den Beſitz der

badiſchen Staatsangehörigkeit ,

2. beglaubigte Abſchrift des Reifezeugniſſes eines

deutſchen Gymnaſiums , Realgymnaſiums oder

einer deutſchen Oberrealſchule ,

3. eine Beſcheinigung darüber , daß er eine deutſche

Hochſchule während dreier Halbjahre beſucht und
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in jedem dieſer drei Halbjahre Vorleſungen aus

dem Lehrkreis der philoſophiſchen Fakultät im

Mindeſtumfang von wöchentlich 4 Stunden ge —

hört hat .

Dieſe Beſtimmungen ſind durch die Badiſche Ver —

faſſung §8 18 und dann durch Artikel 137 RWVerf .

außer Kraft geſetzt worden . Da aber nach wie vor

der Staat aus allgemeinen kulturpolitiſchen Er⸗

wägungen heraus einen gewiſſen Bildungsſtand für

die Geiſtlichen der beiden großen chriſtlichen Kirchen

für erforderlich hält , hat er in Artikel V und VI

nach dieſer Richtung hin Zuſicherungen verlangt , die

ohne Beeinträchtigung des Weſens und der Aufgaben

unſerer Landeskirche ihm zugeſtanden werden können .

Gegen die Beſtimmungen dieſer Artikel ſind um ſo

weniger Einwendungen zu erheben , als von den auf —

geſtellten Erforderniſſen allerdings nur mit ſtaat⸗

lichem Einverſtändnis auch Abſtand genommen wer⸗

den kann ( Artikel V Abſ . 3) und daß , wenn die 38 —5
kirche aber nach der kirchlich - religiöſen Seite hin zurKirche aus innerkirchlichen Gründen in einem beſon⸗

deren Fall die Beſtellung eines die Erforderniſſe nicht

erfüllenden Geiſtlichen verlangt , dem Staate ein

Einſpruchsrecht nicht zuſteht ( Artikel VI letzter Satz ) .

In dem Schlußprotokoll zu Artikel V Abſ .3 ſind

den deutſchen Hochſchulen , an denen die Studien

zurückzulegen ſind , auch die öſterreichiſchen und die

Schweizer Univerſitäten in Baſel , Zürich und Bern

gleichgeſtellt .

Zu Artikel VII Abſ . 1. Nach Artikel 149 Abſ . 3

RVerf . bleiben die theologiſchen Fakultäten an den

Hochſchulen erhalten . Es iſt zum mindeſten zweifel⸗

haft , ob durch dieſe Beſtimmung der Reichsverfaſſung

den Kirchen die vorhandenen theologiſchen Fakul⸗

täten garantiert ſind . Dieſe Zweifelsfrage wird nun

dadurch behoben , daß der Badiſche Staat der Evang .

Landeskirche vertraglich zuſichert , daß für die wiſſen⸗

ſchaftliche Vorbildung der Geiſtlichen die evangeliſch⸗

theologiſche Fakultät der Univerſität Heidelberg be⸗

ſtehen bleibt .

Artikel VII Abſ .2 und 3 haben dem Abſchluß

der Vorverhandlungen die größten Schwierigkeiten

bereitet . Die Evang . Kirchenregierung iſt davon

ausgegangen , daß die theologiſche Fakultät nach der
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rechtlich verwaltungsmäßigen Seite hin zwar eine

Staatsanſtalt iſt und ihre ordentlichen und plan —

mäßigen außerordentlichen Profeſſoren Staatsbeamte

ſind , daß aber andererſeits die Fakultät ihren Be⸗

ſtimmungen und ihren Aufgaben nach Seite an

Seite mit der Landeskirche ſteht , weil beide zu —

ſammen , jede auf ihre Art , den gleichen Dienſt aus —

zurichten haben . Weſensmäßig gehört die Fakultät

daher nicht in die Sphäre des Staates , ſondern in

diejenige der Kirche , und es war daher die immer

wieder mit Nachdruck erhobene Forderung der

Kirchenregierung , daß die Beſetzung der Lehrſtühle

der Fakultät im Einverſtändnis mit der Kirchen —

leitung erfolgt . Es kann der Landeskirche nicht

gleichgültig ſein , wer die jungen Theologen für ihr

künftiges landeskirchliches Amt als Pfarrer ausbildet ,

vielmehr muß ihr die Möglichkeit gegeben werden ,

eine Perſönlichkeit , die der Staat zum akademiſchen

Lehrer an der Fakultät berufen will , die die Landes⸗

Ausbildung der Geiſtlichen für ungeeignet hält , ab —

zulehnen . Der moderne Staat will und kann nicht

beurteilen , ob mit der Tätigkeit eines akademiſchen

Lehrers auch den Zielen und Aufgaben der Kirche

in weſensmäßig kirchlichem Sinn gedient iſt und es

hätte deshalb bei richtiger Abgrenzung des kirchlichen

und ſtaatlichen Gebietes eine Selbſtverſtändlichkeit

ſein ſollen , der Kirche einen ausſchlaggebenden Ein —

fluß auf die Beſetzung der Lehrſtühle einzuräumen .

Wenn dem noch entgegengehalten werden ſollte , daß
der Staat die Berufung der akademiſchen Lehrer auf

Grund von Vorſchlägen der Fakultät vollzieht und

die Fakultät ſicherlich auch die kirchlichen Intereſſen

immer berückſichtigen wird , ſo muß hier eindeutig

feſtgeſtellt werden , daß es für den zuſtändigen Mi⸗

niſter zwar bisher Übung war , bei der Berufung

von Profeſſoren ſich an die Fakultätsvorſchläge zu

halten , daß aber eine Rechtspflicht dazu nimmer —

mehr beſteht und eine Staatsregierung , die der

Kirche nicht wohlgeſinnt iſt , über die Vorſchläge der

Fakultät hinaus Profeſſoren ſetzen kann , die alles

andere nur nicht kirchlich ſind . Wie die Katholiſche

Kirche , wenn auch vielleicht aus anderen Rechts —

gründen heraus , eindeutig die Beſetzung der Lehr —
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beſtimmen ſcheint , ihn für die Vorbildung ihrer Geiſtlichen nicht

anzuerkennen , eine Befugnis , die ihr von niemand ,

auch nicht vom Staat , beſtritten werden kann .

Nur hinſichtlich des Lehrſtuhls für praktiſche

Theologie , ſolange derſelbe mit der Leitung des

recht der Evang . Kirche in der von der Kirchen⸗ praktiſch⸗theologiſchen Seminars verbunden iſt , wird

regierung geforderten Weiſe gewähren müſſen ; der eine Berufung nur im Einvernehmen mit der

ſicherlich beſtehende grundſätzliche Unterſchied zwi⸗ Landeskirche erfolgen , wobei im Zuſatzprotokoll zu

ſchen evangeliſcher und katholiſcher Kirche hinſichtlich Artikel VII Abſ . 2 und 3 ausdrücklich feſtgelegt iſt ,

Glauben und Lehre kann dem religiös völlig neu⸗ daß , wenn von der Kirche gegen einen Vorgeſchla⸗

tralen Staat keinen berechtigten Grund zu der genen Beanſtandungen erhoben werden , deſſen Be⸗

gänzlich verſchiedenartigen Behandlung der beiden rufung nicht erfolgen wird .

Kirchen in dieſer Frage geben . Es war teilweiſe Zu Artikel VIII . Nach Artikel 149 RVerf . iſt

deswegen eine ſchmerzliche Erfahrung , daß zwiſchen der Religionsunterricht ordentliches Lehrfach der

den Vertragſchließenden hinſichtlich der Beſetzung Schule mit Ausnahme der bekenntnisfreien ( welt⸗

der Lehrſtühle eine Einigung nur dahin zu erzielen lichen ) Schulen . Der Religionsunterricht wird in

war , daß die Berufung oder Anſtellung der akade⸗ Übereinſtimmung mit den Grundſätzen der betreffen⸗

miſchen Lehrer an die evang⸗theologiſche Fakultät den Religionsgeſellſchaft unbeſchadet des Aufſichts⸗

in Heidelberg nur im Benehmen mit dem zuſtändigen rechtes des Staates erteilt . Damit iſt auch der

Organ unſerer Landeskirche erfolgen ſoll . Die Evang . Landeskirche eine reichsverfaſſungsmäßige

Kirchenregierung hat deshalb auch beſchloſſen , neben Gewähr dafür gegeben , daß in allen Schulen , öffent⸗

dem Geſetz der Landesſynode die in Ziffer 2 der lichen und privaten , welche der allgemeinen Volks⸗

Vorlage enthaltene Erklärung zur Annahme zu bildung dienen , alſo in Volksſchulen und in den an

empfehlen , um damit auch zum Ausdruck zu bringen , ſie anſchließenden Fortbildungsſchulen , ſowie in den

daß die Landeskirche an ihrer Forderung nach wie höheren Lehranſtalten Religionsunterricht erteilt

werden muß . Ob dies nach der Reichsverfaſſung
vor feſthält .

Wie aus dem Schlußprotokoll zu Artikel VII Abſ . auch in Spezialſchulen , alſo in den Fachſchulen ,

2 und 3 zu entnehmen , wird vor dem Berufungs⸗ notwendig iſt , wird von mancher Seite ſchon be⸗

verfahren das zuſtändige Organ unſerer Landes⸗ ſtritten . Für Baden kann dies ohne Bedeutung ſein ,

kirche in vertraulicher Form von dem Herrn Miniſter denn ſelbſt wenn die reichsverfaſſungsmäßige Grund⸗

lage für die Erteilung des Religionsunterrichts als

des Kultus und Unterrichts benachrichtigt und um

Außerung erſucht werden . Erhebt die Landeskirche ordentliches Lehrfach wegfallen würde , wäre dieſer

Bedenken , ſo iſt wohl in entſprechender Anwendung Unterricht in den badiſchen Schulen , auch in den

des Artikels IX zu erwarten , daß weitere Verhand⸗ Fachſchulen , geſetzlich immer noch gewährleiſtet durch

lungen ſtattfinden , ſchließlich aber wird , wenn der eine ganze Reihe von landesrechtlichen Einzel⸗

Staat die Bedenken der Kirche nicht anerkennt , die beſtimmungen , wie z. B . 88 40 und 41 des Schul⸗

Ernennung gegen den Willen der Kirche vollzogen , geſetzes , § S 13 , 14 und 16 des Geſetzes über die

da ſie ja nur im Benehmen mit der Kirche zu er⸗ allgemeinen Fortbildungsſchulen vom 18 . Juli 1918 ,

folgen hat . Es darf nicht verſchwiegen werden , daß s 6 und andere Beſtimmungen der landesherrlichen

dieſe Art der Regelung zu ſchweren und ſehr be — Verordnung , die Einrichtung der höheren Lehr⸗

end , vom 18 . September 1909 uſw .

dauerlichen Auseinanderſetzungen zwiſchen Kirche anſtalten betreff

und Staat inſofern führen kann , als unter Umſtänden In den einzelnen Ländern iſt die Stellung , die der

die Kirche gezwungen werden könnte , wenn der zu Kirche hinſichtlich der Erteilung des Religionsunter⸗

berufende Lehrer ihr in keiner Weiſe geeignet er⸗ richts eingeräumt wird , verſchieden geſtaltet . Für

ſtühle der katholiſch theologiſchen Fakultät

und noch weitergehend die Erſetzung eines zu be

anſtandenden Lehrers durch einen anderen verlangen

kann , ſo hätte die zugeſagte Gleichwertigkeit für den

evangeliſchen Staatskirchenvertrag das Beſtimmungs⸗
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Baden beſtimmt § 19 der badiſchen Verfaſſung : Die

Leitung des Religionsunterrichts iſt Sache der kirch⸗

lichen und religiöſen Gemeinſchaften . Wie dies im

einzelnen auszulegen iſt , ergibt ſich für die Volks⸗

ſchule z. B . aus § 40 Abſ . 2 des bad . Schulgeſetzes ,

wo beſtimmt iſt , daß der Religionsunterricht durch

die betreffenden Kirchen - und Religionsgemein⸗

ſchaften beſorgt und überwacht wird , eine Beſtim⸗

mung , die ſich wörtlich in dem Kirchengeſetz vom

9. Oktober 1860 § 12 Abſ .1 ſchon vorfindet und

durch welche geſagt iſt , daß der Religionsunterricht

nicht wie in den meiſten übrigen deutſchen Ländern

im Auftrag des Staates , ſondern kraft eigenen

Rechtes durch die ſtaatlich anerkannten Religions⸗

gemeinſchaften erteilt wird .

Die Evang . Kirchenregierung hat von Anfang

der Verhandlungen an es als unerläßlich bezeichnet ,

daß in dem Vertrag der Religionsunterricht in den

öffentlichen oder privaten Schulen jeder Art nicht

nur als ordentliches Lehrfach ſichergeſtellt wird , ſon⸗

dern daß auch der Einfluß , den die Landeskirche

bisher in der geſchilderten Weiſe auf die Beaufſich⸗

tigung und Erteilung des Unterrichts hat , gewähr —

leiſtet wird . Dies iſt auch geſchehen in dem Schluß⸗

protokoll zu Artikel VIII , wo in Anwendung der

Reichs⸗ und Landesverfaſſung der Evang . Landes⸗

kirche die bezüglich des Religionsunterrichts an den

badiſchen Schulen geltenden Rechte auch weiterhin

aufrecht erhalten werden . Danach iſt mit Inkraft⸗

15

treten des Vertrags es ohne Zuſtimmung der Lan —

deskirche nicht mehr möglich , die den Religions —

unterricht gewährleiſtenden landesgeſetzlichen Be

ſtimmungen einzuengen oder aufzugeben . Nur die

Reichsgeſetzgebung , die vielleicht durch ein Reichs —

ſchulgeſetz auf dieſem Gebiete neue Normen ſchafft ,

vermag die Rechte der Landeskirche hinſichtlich des

Religionsunterrichts zu beeinträchtigen .

Artikel IX enthält die auch in anderen Kirchen

verträgen vorhandene ſogenannte Freundſchafts

klauſel . Nach der ganzen Rechtsnatur des vorliegen —

den Vertrages iſt es ausgeſchloſſen , Streitigkeiten der

Vertragsteile vor den bürgerlichen Gerichten oder

den Verwaltungsgerichten auszutragen . Wollte man

eine Schiedsſtelle ſchaffen , ſo wäre dies an ſich durch

die Einfügung einer Schiedsgerichtsklauſel möglich

geweſen , die aber naturgemäß beim Staat auf ſtarke

Bedenken ſtoßen muß und für die Kirche nicht zu

unterſchätzende Gefahren in ſich birgt . Es iſt deshalb

hier davon Abſtand genommen worden und die Aus —

tragung von Meinungsverſchiedenheiten über die

Auslegung einer Vertragsbeſtimmung den in freund —

ſchaftlicher Weiſe zu führenden Verhandlungen zwi —

ſchen Landeskirche und Staat anheimgegeben .

Da durch den Vertrag objektives Recht geſchaffen

werden ſoll , war er in ein Mantelgeſetz , wie es in

Ziff . 1 der Vorlage enthalten iſt , zu kleiden , das nach

§ 105 Ziff . 3 KV der Zuſtimmung der Landesſynode

mit einfacher Stimmenmehrheit bedarf .
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